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Text 

§ 132. (1) Über die Zuständigkeit des Senates, über die Notwendigkeit von Ergänzungen des 
Verfahrens und über Vorfragen muß immer zuerst abgestimmt werden. Entscheidet sich die Mehrheit der 
Stimmen dahin, daß ungeachtet der über die Vorfrage erhobenen Zweifel zur Hauptentscheidung zu 
schreiten sei, so ist auch das in der Minderheit gebliebene Mitglied des Senates verpflichtet, über die 
Hauptsache mitabzustimmen. 

(2) Bei der Entscheidung über die Hauptsache ist die Frage, ob der Beschuldigte der ihm zur Last 
gelegten Tat schuldig sei, immer von der Frage über die Strafe zu sondern und vor dieser Frage zur 
Abstimmung zu bringen. Liegen dem Beschuldigten mehrere strafbare Taten zur Last, so muß über jede 
einzelne Tat ein eigener Beschluß über die Schuld oder Nichtschuld des Beschuldigten gefaßt werden. 
Die Abstimmung über die Strafe hat sich auf jene strafbaren Taten zu beschränken, deren der 
Beschuldigte für schuldig erklärt worden ist. Hiebei steht es einem Senatsmitglied, das den Beschuldigten 
wegen einer ihm zur Last gelegten strafbaren Tat nicht schuldig gefunden hat, frei, auf Grund des über die 
Schuldfrage gefaßten Beschlusses seine Stimme über die Strafe abzugeben oder sich der Abstimmung zu 
enthalten. Enthält ein Senatsmitglied sich der Abgabe der Stimme über die Frage der Strafe, so ist seine 
Stimme so zu zählen, als ob es der für den Beschuldigten günstigeren Meinung beigetreten wäre. 


